
7

Schweiz

Daswäre unsere nächste Frage
gewesen. Die Grünen lehnen
indirekteWaffenlieferungen
an die Ukraine ab.Herr Glättli,
sind Sieweniger solidarisch
mit der Ukraine als die SP?
Glättli: Nein. Wir unternehmen
grosseAnstrengungen, damit die
Schweiz endlich die Sanktionen
gegen Russland konsequent
umsetzt. Hier verhält sich die
Schweiz unfair und steht zu
Recht untermassivemDruck aus
demAusland.Auch in dieser Fra-
ge gibt esmehrGemeinsames als
Teilendes zwischen der SP und
uns. Gleichzeitig findenwir aber,
dass lockereWaffenexportregeln
nicht Teil des Geschäftsmodells
Schweiz sein sollen.
Meyer: Derwichtigste Hebel, um
der Ukraine beistehen zu kön-
nen, ist, den russischen Roh-
stoffhandel über die Schweiz ab-
zustellen.Dieser Krieg darf nicht
länger aus der Schweiz heraus
mitfinanziert werden. Aber wir
sollten es anderen Ländern nicht
erschweren, den ukrainischen
Menschen mit Waffenlieferun-
gen beizustehen. Es ist nun mal
Krieg, auch wenn ich mir wün-

schenwürde, dass er lieber heu-
te als morgen aufhört. Das sehe
ichwirklich anders als Balthasar.

Wechselnwir zur Klimapolitik:
Würden Sie eine Flugticket-
abgabe von 100 Franken
auf Kurzstreckenflüge
unterstützen?
Glättli: Ja. Gerechter wäre aber
ein Verbot von Kurzstrecken-
flügen.
Meyer: Ja. Gleichzeitig braucht es
attraktive Angebote, der öffent-
liche Verkehr, sprich Fernzüge,
muss ausgebaut und bezahlbar
gemachtwerden.Das ist einewe-
sentliche Erkenntnis aus dem
gescheiterten CO2-Gesetz. Wir
wollen die Menschen unterstüt-
zen, sowie es auch das neue Kli-
maschutzgesetzmacht,mit dem
der Ersatz vonHeizungen geför-
dert wird. Zusätzlich wird es
auch Verbote brauchen.
Glättli: Verbote und gleiche Re-
geln für alle sind fairer, als ein-
fach den Preis zu erhöhen. Für
manche Familien sind mehrere
Hundert Franken Flugticket-
abgabe sehr viel, für andere ist
das Pipifax. Ichmöchte eine Um-

weltpolitik, die gerecht ist. Man
soll sich nicht aus derVerantwor-
tung freikaufen können.

Wenn Solaranlagen auf allen
Gebäuden obligatorisch
werden,wie das die Grünen in
einer Initiative fordern,wird es
für viele Familien teurer.
Dann steigen dieMieten,weil
EigentümerUmbaukosten
auf dieMieter abwälzen.
Das können Sie eigentlich nicht
unterstützen, FrauMeyer?
Meyer: Ich finde:Wennwir beim
Klimaschutz heute nichts ma-
chen, kommt uns das morgen
viel teurer zu stehen. Wir sind,
geradewas Solarpanels oder So-
larpflicht anbelangt, gegenüber
den umliegenden Ländern im
Hintertreffen. Was die Mieten
verteuert, ist ohnehin, dass das
Mietrecht nicht durchgesetzt
wird. Es gibt in der Schweiz ei-
gentlich einen Renditedeckel –
und dieser wird tagtäglich nicht
eingehalten.
Glättli: Im Text unserer Solar-
initiative steht, dass der Bund
finanzielle Unterstützung spre-
chen kann. Ich bin allerdings der

Meinung, wir sollten nicht ein-
fach den Goldesel spielen. Es
sollte eine finanzielle Unterstüt-
zung sein, die auch zurück-
bezahlt wird, wenn sich die In-
vestitionen in eine Solaranlage
lohnen. Unsere Solaroffensive
soll niemanden in die Bredouil-
le bringen. Unter dem Strich
kommt sie den Staat verdammt
viel günstiger, alswennman teu-
re fossile Kraftwerke baut.

Sie stimmen im Parlament
fast immer gleich – und Sie
argumentieren auch jetzt sehr
ähnlich. Dann kommt es doch
eigentlich gar nicht darauf an,
wer amEnde im Bundesrat
sitzt, Herr Glättli.
Glättli:Wir haben ja vorher dar-
über gesprochen,was unsere un-
terschiedliche Geschichte ist.

Das ist die unterschiedliche
Verpackung – der Inhalt ist
identisch.
Glättli: Nein. Eine Geschichte
prägt. Eine Haltung prägt. Die
Wachstumskritik zum Beispiel
steht am Anfang der modernen
Umweltbewegung. Die klassi-
sche Linke hat lange nur den
Fortschritt gesehen. (Zu Meyer)
Ihr seid nicht mehr die SP von
1970, die für neueAKWgekämpft
hat. Aber manchmal muss man
sich fragen: Wie viel vom mate-
riellen Zeugs, daswir umuns he-
rum haben, brauchen wir wirk-
lich? Grundsätzlich glaube ich
aber auch nicht daran, dass die
FDP jetzt wieder einen grossen
Wachstumsschub macht. Für
mich ist es eindrücklich, zu
sehen, wie sie sich jetzt der SVP
als grossem Bruder an die Brust
wirft. Ich bin überzeugt: Wenn
wir unsere Arbeit gut machen,
hält dieser Block nicht ewig.
Meyer: Ich anerkenne absolut den
Anspruch und die Forderungvon
euch Grünen, zu sagen, wir
wollen mitentscheiden können.
Aber es ist für die soziale und
ökologische Schweiz kein Ge-
winn, wenn wir uns gegenseitig
kannibalisieren. Darüber lachen
nur die Bürgerlichen.

Herr Glättli,was FrauMeyer
eigentlich sagt: Ich verstehe
euch, ihr habt recht, aber einen
unserer zwei Sitze bekommt ihr
trotzdem nicht.
Glättli:Das ist eine Entscheidung,
die die SP treffen muss. Und wir
müssen die Entscheidung tref-
fen, unterwelchen Bedingungen
wir wen angreifen. Die grünen
Wählerinnen und Wähler haben
Anspruch darauf, dass die Grü-
nenVerantwortung übernehmen
können. Egal, ob wir jetzt 11,5,
13,5 oder 15 Prozent machen.

«Wir dürfen uns nicht kannibalisieren» – «Aber wir wollen dazugehören»
Grüne, SP und der Bundesrat

«Ich habe einen
langjährigen
Partner.
So ähnlich ist
es auchmit
den Grünen.»
Mattea Meyer

Sie stehen sich inhaltlich nahe und kämpfen um einen Sitz im Bundesrat: Grünen-Präsident Balthasar Glättli und SP-Co-Präsidentin Mattea Meyer. Foto: Sabina Bobst

Hackerangriff Auszüge von Mili-
tärpolizei-Rapporten sowie Per-
sonendaten von rund 720 Nut-
zern der Plattform sind imDark-
net aufgetaucht. Die Daten sind
der Armee beim Hackerangriff
auf die IT-Dienstleisterin Xplain
entwendet worden. Es wurde
Strafanzeige gegen unbekannt
eingereicht. Gemäss Mitteilung
derGruppeVerteidigung und des
Generalsekretariats desVerteidi-
gungsdepartements von gestern

ist die IT-Infrastruktur der Ar-
mee vom Hackerangriff nicht
betroffen. Die Informationen im
Darknet hätten keinen Einfluss
auf die operativen Einsätze der
Armee und stellten kein Gefähr-
dungspotenzial für die Armee
und ihre Partnerorganisationen
dar. Gefundenwurden die Daten
bei Abklärungen, die nach dem
Ransomware-Angriff auf die
IT-Dienstleisterin Xplain im Juni
aufgenommen wurden. (SDA)

Dokumente und Personendaten
der Militärpolizei im Darknet gefunden

Weil nicht genug Schweizerinnen
und Schweizer einen Uniab-
schluss hätten, müsse man die
Gymnasialquote erhöhen, schlug
Bildungsforscherin Gita Steiner-
Khamsi im Interview mit dieser
Zeitung vor. In Politik und Wirt-
schaft stösst sie damit auf mehr
oder weniger heftigen Wider-
stand.Das sei eben gerade der fal-
sche Weg, um den Fachkräfte-
mangel zu bekämpfen, lautet der
Tenor. Stattdessen sei die Berufs-
lehre aufzuwerten.

Der Wirtschaftsdachverband
Economiesuisse drückt es noch
zurückhaltend aus: Die Wirt-
schaft erachte den Weg über die
Berufsmaturität als gleichwertig
wie das Gymnasium, betone
aberVorteile derBerufsmaturität.
«Zeitlich macht dies keinen Un-
terschied, dafür sind die jungen
Leute schon in der Arbeitswelt
integriert und können auch bes-
ser einschätzen, in welche Rich-
tung sie sich weiterentwickeln
wollen», sagt Bildungsexperte
RogerWehrli.

«Mehr Praktiker»
Klarer tönt es von derwirtschaft-
lichen Front. «Es gibt bereits heu-
te genügend Schweizer Studie-
rende», sagt Samuel Lanz, Spre-
cher des Verbands Interpharma.
Insbesondere in der anspruchs-
vollen Produktion habe die for-
schende Pharmaindustrie bereits
heute Schwierigkeiten, genügend
gut ausgebildetes Personal zu fin-
den. Die Erhöhung der Gymna-
sialquote löse das Problemnicht,
denn dadurch werde nur die Be-
rufslehre nochmals unattraktiver.

«WirbrauchenmehrPraktiker,
insbesondere im Handwerk»,
stimmt Diana Gutjahr zu. Es sei
im Sinn derWirtschaft, die duale
Berufsbildung zu stärken, so die
SVP-Nationalrätin und Vor-
standsmitglied des Schweizeri-
schen Gewerbeverbands. Die
Gymnasialquote sei in einigen
Teilen derRomandie bereits hoch,
in der Deutschschweiz mit rund
20 Prozent genügend.

Wirtschafts- undBildungspo-
litiker von links bis rechts geben
ihr recht. Den akademischen
Bildungsweg gegenüber der Be-
rufsbildung zu bevorzugen, sei
zu kurz gedacht, sagt etwa der
Berner SP-Nationalrat Matthias
Aebischer. Schliesslich fehlten
Fach- undArbeitskräfte auf allen
Stufen. Andrea Gmür, Luzerner
Ständerätin der Mitte, erinnert
daran, dass die Durchlässigkeit
zwischen den Bildungswegen
sehrhoch sei und es deshalb «ab-
solut keinen Sinn» mache, die
Maturitätsquote zu steigern.

«Mehr kopflastige Maturan-
dinnen undMaturanden zu pro-

duzieren, ist wahrscheinlich
nicht der Königsweg», sagt der
Zürcher FDP-Nationalrat Beat
Walti. Damitwürde nur dasAus-
bildungsniveau sinken.

Mathias Binswanger, Profes-
sor für Volkswirtschaftslehre an
der Fachhochschule Nordwest-
schweiz, nennt die geringeMatu-
ritätsquote «eine der wesentli-
chen Stärken der Schweiz». Und
liefert dazu eine Erklärung: «Ex-
zellenz entsteht erst, wenn Bil-
dung auf Fähigkeiten trifft – mit
Bildung allein kann man gar
nichts bewirken.» Wenn man
mehr Akademiker habe, bekom-
memannicht die, die es brauche,
weil diese nicht jene Fächer stu-
dierten, wo Mangel herrsche.

Nicht überzeugen kann auch die
Begründung, mit der Steiner-
Khamsi die höhere Gymnasial-
quote verlangt: dass nämlich
60 Prozent der Stellen, für die
es einen Hochschulabschluss
braucht, von Ausländerinnen
undAusländern besetztwürden.
«DieTatsache, dasswirviele Per-
sonen mit Uniabschluss anzie-
hen, ist auch dadurch bedingt,
dass im Ausland gar kein analo-
ges System wie die Berufslehre
existiert», so die Erklärung von
Florence Mauli, Bildungsexper-
tin bei der liberalen Denkfabrik
Avenir Suisse.

«Keine Stipendien»
Durchs Band kritisiert wird auch
der Vorschlag, mit dem Steiner-
Khamsi den Fachkräftemangel in
Naturwissenschaften und Tech-
nik beheben möchte: nämlich
Stipendien in diesen Fächern zu
vergeben. «Es braucht keine Sti-
pendien, sondern nachgelagerte
Studiengebühren», sagt Mauli.
Kredite, die nach Studienende
zurückbezahlt werden müssten.

Die Unternehmen müssten
ebenfalls ihren Teil beitragen –
und dieArbeitsbedingungen dort
verbessern, wo Mangel herrscht.
Das sieht auch Alex Kuprecht so,
SVP-Ständerat und Präsident der
Wirtschaftskommission seines
Rats: «Wir können doch nicht
etwas subventionieren, das die
Jungen nicht interessiert.»

Eva Novak und Isabel Strassheim

Höhere Gymi-Quote
stösst auf breite Ablehnung
Bildung Der Vorschlag einer Professorin
fällt bei Politik undWirtschaft durch.

Gita Steiner-Khamsi, Professorin
in New York und Genf. Foto: U. Jaudas


